
 

Von Renate Allgöwer

STUTTGART. Die Impfkampagne und die
weitgehenden Öffnungen heben die Stim-
mung imSüdwesten.Das ergibt sich ausdem
aktuellen BaWü-Check, einer gemeinsamen
Umfrage der baden-württembergischen Ta-
geszeitungen, die das Institut für Demosko-
pieAllensbachdurchgeführt hat.
Demnach sehen45Prozent der Befragten

den kommenden zwölf Monaten hoffnungs-
voll entgegen, vor einem halben Jahr waren
es noch 40 Prozent. Skeptisch sind 27 Pro-
zent, Befürchtungen hegen gar 15 Prozent.
Die Sorgen wegen der Coronapandemie eb-
ben leichtab.ImFebruarnannten67Prozent
der Befragten beim BaWüCheck den Kampf
gegen die Ausbreitung des Virus als wich-
tigste Aufgabe der Landesregierung, jetzt
sind es noch58Prozent.
Ganz oben auf die Liste der neuen Regie-

rungsetzendieBürger jetzt dasSchaffenvon
bezahlbarem Wohnraum, 66 Prozent sehen
das so. Dass die neue grün-schwarze Koali-
tion den Umwelt- und Klimaschutz fördert,
ist 51 Prozent der Befragten sehr wichtig.

Damit rangiert das Thema hinter der Digita-
lisierung von Schulen (53 Prozent) und der
Bekämpfung der Kriminalität (52 Prozent)
auf dem fünften Platz der Prioritätenliste.
Die Befragung erfolgte jedoch vom 30. Juni
bis 7. Juli, also vor den Überschwemmungs-
katastrophen inDeutschland.
Insgesamt 16 Prozent sehen die Unter-

stützung der Autoindustrie als wichtige Re-
gierungsaufgabean,aberauchdieFörderung
vonSportundVereinen,dieunterderPande-
mie gelitten haben, ist 21 Prozent ein Anlie-
gen. Für die staatliche Unterstützung kultu-
reller Einrichtungen sprachen sich nur 18
Prozent aus.
Dass erneut eine grün-schwarze Koali-

tion dieAufgaben anpackenwird, findennur
35 Prozent der Befragten gut, fast jeder Drit-
te (31Prozent) hätte lieber eineAmpelkoali-
tion aus Grünen, SPD und FDP gesehen.
Nicht einmaldieHälftederGrünenanhänger
(47Prozent) sprachensich fürGrün-Schwarz
aus, ganz anders dagegen diejenigen,die zur
CDU tendieren. Sie sindmit 72 Prozent star-
keBefürworter desBündnisses.
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BezahlbarerWohnraum ist
die größte Sorge im Südwesten
BaWü-CheckUmfrage der Tageszeitungen imSüdwesten: Bürger sehen das Schaffen von bezahlbaren
Wohnungen alswichtigste Aufgabe der neuen Landesregierung. Corona verliert anDringlichkeit.
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Die Wohnungsnot treibt die Baden-Würt-
temberger anhaltend um. Beim aktuellen
BaWü-Check stellt das Thema sogar den
Kampf mit der Pandemie und den Umgang
mit dem Klimawandel in den Schatten, bei
der vorigen Umfrage rangierte es bereits un-
mittelbar hinter der Eindämmung des Coro-
navirus.Deutlicher könnten die Bürger ihrer
neuen Regierung kaum ins Stammbuch
schreiben,wo sieTaten sehenwollen.
Die Koalition hat ein Zeichen gesetzt,

dass sie die Bedeutung des Themas erkannt
hat und ein eigenesMinisterium für Landes-
entwicklung und Wohnen eingerichtet.
Dochdashat bisher nur Symbolwirkung.
Darin darf sich die Aktivität keinesfalls

erschöpfen. Die Umfrage legt eine Skepsis
gegenüber der Neuauflage von Grün-
Schwarz andenTag,die die handelndenPer-
sonen aufrütteln muss. Nur 35 Prozent der
Bevölkerung finden die Koalition gut. Nicht
einmal die Hälfte der Anhänger der Grünen
stehen hinter ihr. Das birgt Zündstoff. Die
größte Zustimmung kommt vom kleinen
Partner. Das nährt den Verdacht, dass die
CDU-Anhänger sich vorrangig in der Regie-
rungsbeteiligung sonnenwollen.
DergeringeRückhalt legtdenSchlussna-

he,dass die erste Auflage vonGrün-Schwarz
nicht überzeugt hat. Nun das Gegenteil zu
beweisen muss Anspruch der Regierung
sein. Sonst könnte sie ins Wanken geraten.
Vor allem, wenn der Ministerpräsident sich
vorzeitig zurückziehen sollte.

Wenig Zutrauen in die
Landesregierung
Grün-Schwarzmuss sich in der
zweiten Amtszeit denRückhalt der
Bevölkerung erst noch erarbeiten.

Von Christopher Ziedler

BERLIN/STUTTGART. Mit Soforthilfe, einem
langfristig angelegten Wiederaufbaufonds
und finanzieller Unterstützung der Europäi-
schen Union will die Bundesregierung den
von der Flutkatastrophe betroffenen Regio-
nen unter die Arme greifen. In der Vorlage
für die Sitzung des Bundeskabinetts an die-
sem Mittwoch, die unserer Zeitung vorliegt,
heißt es: „Der Bund wird sich dafür einset-
zen, dass zur Bewältigung der Hochwasser-
schäden auch der EU-Solidaritätsfonds
einenmöglichenBeitrag leistetunddiehier-
für erforderlichenAnträge stellen.“
Insgesamt werden zur Überbrückung von

persönlichen Notlagen sowie der unmittel-
baren Beseitigung von Schäden an Gebäu-
denundder Infrastruktur vorOrt „zunächst“
bis zu 400 Millionen Euro bereitgestellt –
überProgrammederLänder.DerBundbetei-

ligt sich jeweils zurHälfte daran,vorerst also
mit bis zu 200Millionen Euro.Eine konkrete
Summe für die langfristige Wiederaufbau-
hilfe nennt die Vorlage noch nicht – bei den
vorangegangenenFlutkatastrophender Jah-
re2002und2013wurdensiebenbeziehungs-
weise achtMilliardenEuro veranschlagt.
Die Bauindustrie hält einen raschenWie-

deraufbau in den von der Flutkatastrophe
betroffenen Gebieten für möglich. „Die öf-
fentlichen Auftraggeber müssen sagen, was
wo zuerst erledigt werden muss“, sagte der
Hauptgeschäftsführer des Hauptverbandes
derDeutschenBauindustrie (HDB),Tim-Oli-
verMüller.MinisterpräsidentWinfriedKret-
schmann (Grüne) forderte die Wiederein-
führung einer verpflichtenden Elementar-
schadenversicherung für alle Gebäudebesit-
zer. Die Zahl der Toten in Folge der Über-
schwemmungen ist unterdessen auf 170 ge-
stiegen.

Deutschland beantragt
Fluthilfe aus Brüssel
Die Bauindustrie hält einen raschenWiederaufbau in den
Hochwassergebieten bei guter Koordination fürmachbar.

STUTTGART.Chöre und Schultheater sollten
trotz andauernder Coronapandemie aus
Sicht der CDU-Fraktion im kommenden
Schuljahr wieder ermöglicht werden. „Die
Schule ist ein sozialer Ort“, sagte der bil-
dungspolitische Sprecher Alexander Becker.
„Darum ist es wichtig, dass etwa Arbeitsge-
meinschaften, Chöre, Schultheater oder
Sport im Regelbetrieb stattfinden können.“
Ein Ausfall dieser Angebote im dritten
Schuljahr inFolgewürdedenKindernerheb-
lich schaden. Bei konsequenter Einhaltung
der Vorsichtsmaßnahmen sei auch das Sin-
gen imUnterricht oder imChormöglich.
Trotz der Gefahr einer vierten Corona-

welle im Herbst geht Kultusministerin The-
resa Schopper (Grüne) davon aus, dass es
nach den Sommerferien wieder Präsenz-
pflicht andenSchulen gibt. dpa

CDU: Schulchöre
nach Ferien
wieder erlauben
Ein Ausfall dieser Angebote imdritten
Schuljahr in Folgewürde denKindern
erheblich schaden, so die Fraktion.

STUTTGART. Die grün-schwarze Koalition
will Beamtinnen und Beamte bei den Spar-
bemühungen des Landes im kommenden
Jahr verschonen.„FürdenHaushalt 2022ha-
ben wir keine Einschnitte bei den Beamten
vorgesehen“, sagte Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) am Dienstag in
Stuttgart. Die vorgesehenen Einsparungen
inHöhevon250MillionenEuromüsstenvon
den Ministerien erbracht werden. Auch hier
gebe es keine konkreten Vorgabe aus der
Haushaltskommission, in der die Spitzender
Koalition sitzen.
Der Ministerrat hatte am Dienstag die

Eckpunkte des Haushalts 2022 beschlossen.
Grün-Schwarz will im kommenden Jahr oh-
neneueSchulden auskommen. dpa

Kretschmann will
Beamte verschonen
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16
Prozent der Befragten sehen die
Unterstützung der Autoindustrie als
wichtige Regierungsaufgabe an.

58
Prozent der Befragten wissen in der
zweiten Amtszeit als Innenminister, wer
Thomas Strobl (CDU) ist. Er hat seit dem
BaWü-Check vom Februar Boden
gutgemacht, jetzt loben ihn 59 Prozent
(März: 46 Prozent). Die Nummer eins bleibt
Winfried Kretschmann. Fast jeder kennt den
Ministerpräsidenten, 72 Prozent haben eine
gute Meinung von ihm.

STUTTGART. Die Rentenversicherung Ba-
den-Württemberg wendet sich gegen eine
Dramatisierung der Rentenreformdebatte.
„DerAusblick in dieZukunft ist nicht sopes-
simistisch, wie einige glauben machen wol-
len“,sagteAndreasSchwarz,derVorsitzende
derGeschäftsführung, jetzt gegenüberunse-
rer Zeitung.
„Wir haben bis 2025 eine Entwicklung,

die sich im Rahmen der gesetzlich definier-
ten Ziele bewegen wird – mit einem Bei-
tragssatz von unter 20 Prozent und einem
Rentenniveau vonmindestens 48Prozent.“
Schwarzwarnt die Parteien aber auch vor

neuen Versprechungen im Wahlkampf und
daraus folgenden Milliardenbelastungen.
Zur Riester-Rente sagte er, diese sei in den
KöpfenderMenschen verbrannt. ms

Versicherer
verteidigt
Rentensystem
RentenversicherungBaden-Württem-
berg: Die Riester-Rente ist in den
Köpfen derMenschen verbrannt.
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Vor 60 Jahren nahm die

US-Pilotin Wally Funk (re.) an

einem privaten Astronauten-

Training teil, im Alter von

82 Jahren ist ihr Traum nun

Wirklichkeit geworden: Am

Dienstag begleitete sie

Amazon-Gründer Jeff Bezos

(2. v. re.) als Ehrengast beim

ersten bemannten Flug

seines Raumfahrtprojekts

ins All.

Mit 60 Jahren
Verspätung
endlich im All
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Aus Lebensmitteln, die
weggeworfen würden,
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Am Donnerstag wird mit
Weißbier auf den Beginn
des Sommernachtskinos
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Markus Hinzke muss mit
den rigorosen Corona-Vor-
schriften bei Olympia
klarkommen Seite 21
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Tageszeitung
im Kreis Böblingen
für Herrenberg und das Gäu Amtsblatt für den Kreis Böblingen
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